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Beschreibung

[0001] Die Erfindung betrifft ein Verfahren zum Be-
trieb eines Kraftfahrzeuges mit einem Automatikge-
triebe während und/oder in zeitlicher Umgebung ei-
nes Wählvorganges für einen Fahrbetriebsbereich.

[0002] Zur Ansteuerung eines Automatikgetriebes 
ist es, beispielsweise aus der Druckschrift DE 198 07 
357 A1, bekannt, einen Fahrerwunsch nach einer 
Veränderung des Fahrbetriebsbereiches, beispiels-
weise in einen der Fahrbetriebsbereiche P (Parkbe-
trieb), R (Rückwärtsfahrt), N (Neutralstellung) oder D 
(Vorwärtsfahrt), über eine als Wählhebel oder Fahr-
bereichswählhebel ausgebildete Wählvorrichtung an 
eine Steuereinrichtung zu übergeben. In der Wähl-
vorrichtung bzw. der Steuereinrichtung wird ein ge-
eignetes, insbesondere elektrisches oder mechani-
sches Änderungssignal erzeugt. Nach Maßgabe des 
Änderungssignales wird eine Änderung des Fahrbe-
triebsbereiches des Automatikgetriebes, bspw. durch 
eine Änderung des Betriebszustandes einer Kupp-
lung oder Bremse des Automatikgetriebes oder Lö-
sen einer Parksperre, bewirkt. Diese Änderung des 
Fahrbetriebsbereiches führt zu einer Veränderung 
des Kraftflusses und/oder der Übersetzung zwischen 
der Kurbelwelle des Antriebsaggregates und den 
Fahrzeugrädern. Die Veränderung hat eine Verände-
rung des an den Fahrzeugrädern wirkenden An-
triebsmomentes, im ungünstigsten Fall einen Sprung 
des Antriebsmomentes, zur Folge. Der das Antriebs-
aggregat und die Fahrzeugräder (lösbar) verbinden-
de Antriebsstrang bildet einen Kontinuums-Torsions-
schwinger bzw. in vereinfachter Darstellung eine 
Mehrfreiheitsgrad-Torsionsschwingerkette.

[0003] Infolge der Veränderung des Antriebsmo-
mentes kommt es zu Schwingungen des Antriebs-
stranges. Hieraus resultieren zeitlich schwankende 
Beschleunigungen des Kraftfahrzeuges, sogenannte 
Ruckelschwingungen, die zu Beeinträchtigungen des 
(Anfahr-) Komforts führen. Weitere negative Auswir-
kungen können Fahrsicherheitsbeeinträchtigungen, 
erhöhte Nickbewegungen oder Verlust der Spurstabi-
lität im Anfahrbereich, erhöhter Schlupf, erhöhter 
Bauteilverschleiß sowie eine hierdurch bedingte grö-
ßere Bauteildimensionierung oder schlimmstenfalls 
ein Bauteilversagen sein. Weitere Folgen eines uner-
wünschten Schingungsverhaltens sind Geräusch 
und Vibrationsprobleme.

[0004] Aus der DE-PS 34 04 154 ist eine Regelein-
richtung bekannt, bei der zur Dämpfung von Schwin-
gungen in einem Korrekturglied aus Betriebsparame-
tern eine Stellgröße ermittelt wird. Diese Stellgröße 
wird einer Gemischbildungsanlage der das Kraftfahr-
zeug antreibenden Brennkraftmaschine zugeführt. In 
Abhängigkeit dieser Stellgröße wird die Gemischbil-
dungsanlage so betrieben, daß das Antriebsmoment 
der Brennkraftmaschine derart verändert wird, daß

Schwingungen im Antriebsstrang gedämpft bzw. un-
terdrückt werden. Bei einer fremdgezündeten Brenn-
kraftmaschine erfolgt dies dadurch, daß die Stellgrö-
ße die Drosselklappe der Brennkraftmaschine beein-
flußt.

[0005] Aus der DE 40 09 791 ist ebenfalls ein Ver-
fahren zur Dämpfung von Schwingungen der ein-
gangs genannten Art bekannt, bei dem eine in einer 
Korrektureinrichtung ermittelte, das Antriebsdrehmo-
ment der Brennkraftmaschine verändernde Stellgrö-
ße der Brennkraftmaschine zugeführt wird, sobald 
Schwingungen auftreten. Um derartige Schwingun-
gen sicher zu erkennen sowie schnell und wirkungs-
voll dämpfen zu können, wird hierbei vorgeschlagen, 
daß aus Drehzahlinformationen Drehzahlgradienten 
ermittelt und zur Schwingungsbeurteilung herange-
zogen werden. Außerdem soll durch eine phasen-
richtige Umschaltung von den Zündzeitpunkten eines 
in einem Zündzeitsteuergerät abgelegten ersten 
Zündkennfeldes auf die entsprechenden Zündzeit-
punkte eines zweiten im Zündzeitsteuergerät abge-
legten Zündkennfeldes das Antriebsmoment der 
Brennkraftmaschine derart verändert wird, daß die 
Schwingungen im Antriebsstrang der Brennkraftma-
schine gedämpft werden.

[0006] Die DE 197 33 472 A1 zeigt ebenfalls ein 
Verfahren zur Dämpfung von Schwingungen beim 
positiven und negativen Beschleunigen von Kraft-
fahrzeugen mit Handschaltgetrieben und mit einem 
auf einen Antriebsmotor einwirkenden Fahrpedal zur 
Vorgabe des Motormoments. Bei diesem Verfahren 
wird bei einer Fahrpedalvorgabe zur sprungartigen 
Änderungen des Motormoments von einem Aus-
gangsmoment zu einem Zielmoment dieses Motor-
moment in zwei Stufen verändert. In der ersten Stufe 
wird sprungartig ein Zwischenmotormoment vorge-
geben, das ausgehend von einem Ausgangswert der 
Fahrzeugbeschleunigung zu einer Fahrzeugbe-
schleunigung führt, deren erste sich einstellende 
Schwingung einen Scheitelwert besitzt, der dem neu-
en, dem Zielmoment entsprechenden Stationärwert 
der Fahrzeugbeschleunigung entspricht. Bei Errei-
chen dieses Scheitelwertes wird in der zweiten Stufe 
sprungartig das Zielmoment vorgegeben. Hierdurch 
können Schwingungen ohne Zündungseingriff in al-
len Betriebszuständen wirksam verhindert werden, 
ohne daß sich das Ansprechverhalten des Fahrzeu-
ges spürbar verschlechtert.

[0007] Die US 3,913,700 beschreibt ein Verfahren 
zum Betrieb eines Antriebsstrangs eines Kraftfahr-
zeugs mit einem automatischen Getriebe, welches 
eine direkt geschaltete Fahrtrichtungsumkehr ermög-
licht. Wenn der Fahrer während das Kraftfahrzeug 
rückwärts rollt, einen Wählhebel des Getriebes in 
eine Vorwärtsfahrstellung bringt, wird die Bremse des 
Kraftfahrzeugs so lange betätigt, bis das Kraftfahr-
zeug steht. Anschließend wird die Vorwärtsfahrstel-
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lung im Getriebe eingelegt. Damit können Schädi-
gungen des Getriebes, insbesondere bei schweren 
Nutzfahrzeugen, verhindert werden.

[0008] Der vorliegenden Erfindung liegt die Aufgabe 
zugrunde, ein neuartiges Verfahren zur Vermeidung 
oder Reduzierung von infolge eines Wählvorganges 
für einen Fahrbetriebsbereich hervorgerufenen An-
triebsstrangschwingungen vorzuschlagen.

[0009] Dieses Problem wird erfindungsgemäß
durch ein Verfahren mit den Merkmalen des Anspru-
ches 1 gelöst.

[0010] Während oder in zeitlicher Umgebung des 
Wählvorganges für den Fahrbetriebsbereich wird 
mindestens eine Bremseinrichtung durch die oder 
eine Steuereinrichtung automatisiert betätigt.

[0011] Bei der Bremseinrichtung kann es sich um 
mindestens eine, an einem beliebigen Ort des An-
triebsstranges angeordnete beliebig ausgebildete 
Bremseinrichtung handeln. Beispielsweise handelt 
es sich um eine Radbremse, eine Differentialbremse, 
eine Getriebebremse oder einen von einem Teil des 
Antriebsstrang angetriebenen Generator. Alternativ 
oder zusätzlich kann es sich bei der Bremseinrich-
tung um eine Bremse oder Kupplung des Automatik-
getriebes handeln, mittels derer ein Verspannen von 
getriebeseitigen Teilbereichen des Antriebsstranges 
gegeneinander oder gegenüber dem Gehäuse er-
möglicht wird.

[0012] Die Einwirkdauer der automatisierten Brems-
betätigung liegt beispielsweise im Bereich von Milli-
sekunden oder Sekunden, beispielsweise 300 bis 
600 Millisekunden, 600 bis 1000 Millisekunden, einer 
oder mehreren Sekunden.

[0013] Die Erfindung macht sich zu Nutze, daß mit 
der automatisierten Einleitung der Reibung in der 
Bremseinrichtung eine zusätzlich und in dem Maß
beeinflußbare Dämpfung in das Schwingungssystem 
eingebracht wird, wodurch infolge der Veränderung 
des Antriebsmomentes entstehende Schwingungen 
des Antriebsstranges wirkungsvoll bedämpft werden 
können. Darüber hinaus kann bei einer Veränderung 
des automatisiert aufgebrachten Bremsmomentes 
eine Gegenschwingung erregt werden, welche im 
Antriebsstrang mit der durch die Veränderung des 
Antriebsmomentes verursachten Schwingung super-
poniert wird. Bei günstiger Ausgestaltung von Pha-
senlage, Schwingungsamplitude und Schwingungs-
frequenz der Gegenschwingung kommt es infolge 
der Superposition der Schwingungsformen zu einer 
Verringerung, günstigstenfalls Vermeidung der resul-
tierenden Bewegungsform.

[0014] Durch die erfindungsgemäße Ausgestaltung 
können motorseitige Eingriffsmaßnahmen wie ein 

Zündeingriff oder ein Drosselklappeneingriff während 
des Anfahrvorganges vermieden, verringert oder er-
gänzt werden. Der erfindungsgemäße Bremseingriff 
kann bei geeigneter Ausbildung der Steuereinrich-
tung und der Bremseinrichtung schneller erfolgen als 
andere bekannte Eingriffsmaßnahmen.

[0015] Im einfachsten Fall wird eine Bewegung des 
Kraftfahrzeuges trotz (stoßartiger oder schneller) 
Wahlbewegung, beispielsweise von N nach D oder 
R, durch automatisiertes Erzeugen eines Festbrems-
momentes vermieden, wobei anschließend das Fest-
bremsmoment automatisiert derart gelöst wird, daß
das Antriebsmoment unter Vermeidung von Schwin-
gungen der Fahrzeugbeschleunigung (allmählich) an 
die Fahrzeugräder freigegeben wird.

[0016] Alternativ ist es ebenfalls denkbar, daß das 
während oder in zeitlicher Umgebung des Wählvor-
ganges automatisiert aufgebrachte Bremsmoment 
kleiner ist als das an die Fahrzeugrädern vom An-
triebsaggregat übertragene Antriebsmoment, so daß
ein verringertes Restantriebsmoment zur Beschleu-
nigung des Kraftfahrzeuges verbleibt. Dies hat zur 
Folge, daß beispielsweise bei einem zunächst star-
ken Anstieg des Antriebsmomentes mit anschließen-
dem allmählicheren Anstieg desselben bei geeigne-
ter Wahl des Bremsmomentes das Restantriebsmo-
ment erst mit dem Erreichen des Bremsmomentes, 
günstigstenfalls erst im Bereich des allmählicheren 
Anstieges des Antriebsmomentes, an die Fahrzeug-
räder für eine Beschleunigung weitergegeben wird. 
Das Bremsmoment bildet in diesem Fall einen 
Schwellwert, unterhalb welchem Momentensprünge 
nicht zu Beeinträchtigungen des Anfahrkomforts füh-
ren können.

[0017] Das mittels der Bremseinrichtung erzeugte 
Bremsmoment stellt infolge der der Bewegungsrich-
tung des Antriebsstranges immer entgegengerichte-
ten (und im wesentlichen von der Geschwindigkeit 
des Antriebsstranges unabhängigen) Reibkräfte eine 
wirkungsvolle Dämpfung der Schwingungsformen 
des Antriebsstranges bzw. der Anfahrbeschleuni-
gung dar.

[0018] Die erfindungsgemäße Lösung ist auf einfa-
che Weise, beispielsweise mit ohnehin vorhandenen 
Bauelementen, zu realisieren. Mittels der Steuerein-
richtung können insbesondere ohnehin vorhandene 
Brems- und/oder Traktionssysteme o.ä. angespro-
chen werden und Signale derselben verwertet wer-
den. Die Steuereinrichtung, eine Getriebesteuerein-
richtung, Steuereinrichtungen für die Brems- oder 
Traktionssysteme können separat voneinander aus-
gebildet sein und, insbesondere über einen 
CAN-Bus, miteinander kommunizieren, oder als eine 
multifunktionale Einheit ausgebildet sein.

[0019] Nach einem weiteren Vorschlag der Erfin-
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dung wird ein nach Maßgabe eines Bremspedals 
oder einer Feststellbremse, bspw. in Parkstellung, er-
zeugtes Bremsmoment während oder in zeitlicher 
Umgebung des Wählvorganges trotz Lösung des 
Bremspedals oder der Feststellbremse automatisiert 
mindestens teilweise aufrecht erhalten. Dies stellt 
eine besonders effiziente Ausgestaltung des erfin-
dungsgemäßen Verfahrens dar, da beispielsweise 
ein ohnehin vorliegender Bremsdruck in den Brems-
zylindern genutzt werden kann und somit kein zeit- 
und/oder energieaufwändiger hydraulischer Druck-
aufbau in den Bremszylindern notwendig ist.

[0020] Vorzugsweise verfügt ein in der Bremsein-
richtung automatisiert erzeugtes Bremsmoment über 
einen kurvenförmigen Verlauf. Dieser Verlauf kann 
zum Beginn der automatisierten Bremsbetätigung 
sowie zum Ende desselben glatt ausgebildet sein 
oder einen Knick oder einen Sprung aufweisen. Der 
Verlauf und die Übergänge zum Beginn und Ende 
sind derart an die Veränderungen des Antriebsmo-
mentes sowie die Dynamik der Torsionsschwinger-
kette angepaßt, daß die sich einstellende Schwin-
gung der Fahrzeugbeschleunigung minimal ist. Hier-
bei kommen beliebige Kurvenverläufe wie beispiels-
weise geradlinige, rampenförmige, polynomförmige 
oder harmonische Verläufe in Frage.

[0021] Gemäß einer Weiterbildung des erfindungs-
gemäßen Verfahrens wird das automatisiert erzeugte 
Bremsmoment nach Maßgabe einer Bewegungsform 
des Antriebsstranges aufgebracht. Hierzu wird bei-
spielsweise die Bewegungsform des Antriebsstran-
ges oder die Fahrzeugbeschleunigung meßtechnisch 
erfaßt. Vorzugsweise wird das die Schwingungsanre-
gung verursachende Antriebsmoment erfaßt. Bei be-
kanntem Übertragungsverhalten bzw. bekannter 
Übertragungsfunktion kann a-priori oder im Betrieb 
die ohne Bremseingriff resultierende Schwingung er-
mittelt werden und der zur Schwingungsverringerung 
notwendige Bremsmomentenverlauf bestimmt wer-
den. Für eine Veränderung des Bremsmomentes 
wird vorzugsweise der Wechselanteil eines Signales 
verarbeitet und in den Phasen einer überhöhten Be-
schleunigung des Kraftfahrzeuges ein vergrößertes 
Bremsmoment erzeugt. In den Phasen einer Soll- 
oder mittleren Beschleunigung hingegen kann die 
Bremswirkung reduziert werden, so daß der Vorgabe 
des Fahrbetriebsbereiches, beispielsweise ge-
wünschtes Anfahren, im Mittel ungedämpft und un-
verzögert gefolgt werden kann bei gleichzeitiger 
Dämpfung der zeitlichen Schwankungen der Be-
schleunigung.

[0022] Gemäß einem weiteren Vorschlag der Erfin-
dung wird das automatisiert erzeugte Bremsmoment 
nach Maßgabe eines Kennfeldes aufgebracht. Die-
ses Kennfeld berücksichtigt beispielsweise Sommer- 
und Winterbetriebsbereiche des Automatikgetriebes, 
temperaturbedingt veränderte Antriebsbedingungen 

im Getriebe oder Motor oder zwischen Fahrbahn und 
Fahrzeugrädern sowie sonstige Betriebsparameter 
wie Drehzahlen, Bauteilalter, Kraftstoffqualität, Fahr-
zeugmasse inklusive oder exklusive Zuladung 
und/oder Umgebungsparameter wie die Fahrbahn-
güte oder Fahrbahnsteigung. Ausgangsgröße des 
Kennfeldes können beispielsweise Bremsmomen-
tenverläufe, die Größe eines Sprunges oder eines 
Knickes, die Zeitdauer des Bremsmomentes, Kur-
venverlaufsparameter oder Schwingungsdauern so-
wie Schwingungsamplituden für zeitlich schwanken-
de Bremsmomentenverläufe sein. Das erfindungsge-
mäße Verfahren kann somit auf empirisch ermittelte 
Erfahrungswerte oder auf ermittelte physikalische 
Abhängigkeiten zurückgreifen. Eine derartige Vorge-
hensweise hat sich in der Praxis als besonders zu-
verlässig erwiesen.

[0023] Weitere wichtige Merkmale und Vorteile der 
vorliegenden Erfindung ergeben sich aus den Unter-
ansprüchen, aus den Zeichnungen und aus der zuge-
hörigen Figurenbeschreibung.

[0024] Es versteht sich, daß die vorstehend ge-
nannten und die nachstehend noch zu erläuternden 
Merkmale nicht nur in der jeweils angegebenen Kom-
bination, sondern auch in anderen Kombinationen 
oder in Alleinstellung verwendbar sind, ohne daß der 
Rahmen der vorliegenden Erfindung verlassen wird.

[0025] Ein bevorzugtes Ausführungsbeispiel ist in 
den Zeichnungen dargestellt. In dieser zeigen:

[0026] Fig. 1 einen beispielhaften Antriebsstrang in 
schematischer Darstellung,

[0027] Fig. 2 ein Blockschaltbild des erfindungsge-
mäßen Verfahrens und

[0028] Fig. 3 eine Auswahl möglicher Ausgestal-
tungsformen eines erfindungsgemäßen Bremsmo-
mentenverlaufes.

[0029] In Fig. 1 ist ein Antriebsstrang 10 eines Kraft-
fahrzeuges dargestellt. Der Antriebsstrang 10 verfügt 
über ein Antriebsaggregat 11, beispielsweise eine 
Brennkraftmaschine, eine Getriebeeinheit 12, eine 
Antriebswelle 13, beispielsweise in Ausbildung mit 
Zwischengelenkwelle, ein Achsgetriebe 14, bei-
spielsweise mit einem Differential, zwei von diesem 
abzweigende Achswellen 15 und Fahrzeugräder 16, 
welche in der angegebenen Reihenfolge miteinander 
in Antriebsverbindung stehen und/oder bringbar sind. 
An der Achswelle 15 oder den Fahrzeugrädern 16
wirken sich gegenüber der Fahrzeugkarosserie, ei-
nem Fahrzeugträger oder einem Achsgehäuse ab-
stützende Bremseinrichtungen 17 zur Erzeugung ei-
nes Bremsmomentes.

[0030] Der Betrieb des Kraftfahrzeuges erfolgt von 
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einem Fahrer 18, der über Betätigungseinrichtungen 
19 wie Fahrpedale und/oder weitere Bedieneinrich-
tungen (Fahr-)Betriebswünsche unter Umwandlung 
in ein elektrisches Signal an eine Steuereinrichtung 
20 übergeben kann. Über eine Wählvorrichtung 21
kann der Fahrer 18 einen Fahrbetriebsbereich vor-
wählen, vorzugsweise Fahrbetriebsbereiche P, R, N, 
D, beispielsweise mit der Zusatzoption einer sequen-
tiellen manuellen Vorgabe einer Gangstufe im Zu-
stand D. Ein mit Berücksichtigung des Zustandes des 
Wählhebels, insbesondere der Position und/oder Be-
wegung desselben, in der Wählvorrichtung 21 er-
zeugtes Signal wird ebenfalls der Steuereinrichtung 
20 zugeführt.

[0031] Die Steuereinrichtung 20 kommuniziert über 
Leitungen 22 und/oder einen CAN-Bus mit dem An-
triebsaggregat 11, der Getriebeeinheit 12 und den 
Bremseinrichtungen 17 und steuert diese geeignet 
an. Über die Leitungen 22 oder den CAN-Bus erfolgt 
eine Rückmeldung über Betriebszustände der mit der 
Steuereinrichtung 20 kommunizierenden Einheiten. 
Der Steuereinrichtung 20 werden weitere Parameter 
und (Meß-) Signale 23 wie Betriebsparameter oder 
Umgebungsparameter, insbesondere solche, von de-
nen der Antriebsmomentenverlauf abhängt (Motor-
drehzahl, Fahrzeugraddrehzahlen, Betriebszustände 
der Traktions- und Bremssysteme oder des Getrie-
bes, des Antriebsaggregates, Umgebungstempera-
turen, Bauteiltemperaturen, Luftdruck, -gemessene 
Fahrdynamikgrößen, Brems- oder Gaspedalstellung 
o.ä.), zugeführt. Die Steuereinheit kann über Spei-
cherelemente verfügen, welche beispielsweise min-
destens ein gemessenes zurückliegendes Schwin-
gungsverhalten beinhalten. Weiterhin kann in der 
Speichereinheit eine Betriebsdauer eines Bauteiles 
des Kraftfahrzeuges oder des Kraftfahrzeuges selbst 
abgelegt sein.

[0032] In Fig. 2 ist beispielhaft ein erfindungsgemä-
ßes Verfahren für einen fahrerveranlaßten Wechsel 
von einem Fahrbetriebsbereich P zu einem Fahrbe-
triebsbereich D (oder R) dargestellt. Zunächst wird in 
einem ersten Schritt 24 von dem Fahrer die Wählvor-
richtung 21 von dem Zustand P in den Zustand N ge-
bracht. Dieses ist beispielsweise für die Realisierung 
eine "Shift-Locks" nur bei Betätigung einer als Fahr-
zeugbremse ausgebildeten Betätigungseinrichtung 
19 möglich.

[0033] In einem zweiten Schritt 25 steuert die Steu-
ereinrichtung 20 die Getriebeeinheit 12 zur Umset-
zung der Vorgabe aus Schritt 24 zur Veränderung 
des Fahrbetriebsbereiches an. Beispielsweise wird 
eine in P betätigte Parksperre gelöst.

[0034] Anschließend nimmt der Fahrer in einem drit-
ten Schritt 26 das die Fahrzeugbremsbetätigung be-
wirkende Signal zurück. Die Steuereinrichtung 20
steuert nach einer ersten Ausbildung dieses Schrittes 

26 die Bremseinrichtung gemäß dem Fahrerwunsch 
zur Zurücknahme der Bremsbetätigung an. Gemäß
einer zweiten, alternativen Ausbildung wird im Schritt 
26 ein vorliegendes Bremsmoment oder ein dieses 
bewirkender Bremsdruck nicht zurückgenommen 
oder nur verringert.

[0035] In einem nächsten Schritt 27 ändert der Fah-
rer die Vorgabe des Fahrbetriebsbereiches über die 
Wählvorrichtung 21 von N auf D (oder R).

[0036] Die Steuereinrichtung 20 steuert unmittelbar 
nachfolgend im Schritt 28 die Bremseinrichtung 19
zur Erzielung eines Anfangswertes 29 eines in der 
Steuereinrichtung 20 ermittelten oder vorliegenden 
Bremsmomentenverlaufes 30 an. Dieses kann, ins-
besondere entsprechend der erstgenannten Ausbil-
dung des Schrittes 26, eine Erhöhung des Bremsdru-
ckes bedeuten oder, insbesondere entsprechend der 
zweitgenannten Ausbildung des Schrittes 26, ein 
Halten des Bremsdruckes oder eine Vergrößerung 
oder Reduzierung desselben bedeuten.

[0037] Im anschließenden Schritt 31 steuert die 
Steuereinrichtung 20 die Getriebeeinheit 12 zur Um-
setzung der Vorgabe aus Schritt 27 zur Veränderung 
des Fahrbetriebsbereiches an. Beispielsweise wird 
eine Antriebsverbindung zwischen Antriebsaggregat 
11 und den Fahrzeugrädern 16 hergestellt, insbeson-
dere eine Kupplung oder Bremse einer als Automa-
tikgetriebe ausgebildeten Getriebeeinheit 12 betätigt 
oder gelöst. Während und nachfolgend an den Schritt 
31 steuert die Steuereinrichtung 20 die Bremseinrich-
tung 17 zur Erzielung des zeitlichen Bremsmomen-
tenverlaufes 30 derart an, daß das Fahrzeug weiter-
hin festgebremst ist oder sich mit verringert oszillie-
rendem Verlauf der Längsbeschleunigung in Bewe-
gung setzt.

[0038] Mögliche Bremsmomentenverläufe sind in 
Fig. 3 als Funktion der, Zeit dargestellt. Der Koordi-
natenursprung der Zeitachse entspricht hierbei unge-
fähr dem Beginn der Einleitung von Schritt 26 oder 27
durch den Fahrer. Die Erzeugung des automatisch 
aufgebrachten Bremsmomentes endet zu Zeitpunkt 
t0.

[0039] Der Bremsmomentenverlauf 30 kann belie-
big ausgebildet sein. Lediglich beispielhaft sind in 
Fig. 3 einige mögliche Bremsmomentenverläufe 30
angegeben: ein konstanter Verlauf (30a), ein kon-
stanter Verlauf mit überlagerter ungedämpfter (30b) 
oder gedämpfter (30c) Schwingung, ein linear abfal-
lender Verlauf (30d), ein linear abfallender Verlauf mit 
überlagerter Schwingung (30e), ein rampenartiger 
Verlauf mit linearem Anstieg, konstantem Momenten-
niveau und linearem Abfall (30f), ein Verlauf mit meh-
reren durch Sprünge getrennten konstanten Berei-
chen (30g) oder ein irregulärer Verlauf (30h). Misch-
formen der dargestellten Verläufe sind ebenfalls 
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denkbar. Sämtliche Verlaufsparameter wie Anfangs- 
und Endwerte, Sprunghöhen, Zeitdauern, Schwin-
gungsdauern, Schwingungsamplituden, Schwin-
gungsdämpfung oder Steigungen können a-priori 
vorgegeben sein, beispielsweise als feste Größe 
oder über ein von Betriebs- und/oder Umgebungspa-
rametern abhängiges Kennfeld vorgegeben sein, mit-
tels der Güte zurückliegender Fahrbereichsänderun-
gen adaptiert werden oder nach Maßgabe des Er-
gebnisses einer aktuellen oder zurückliegenden 
Messung der Bewegungsform des Antriebsstranges 
oder Kraftfahrzeuges aktuell ermittelt sein. Nach ei-
ner weiteren Ausführungsform ist der Bremsmomen-
tenverlauf das Ergebnis einer Steuerung oder Rege-
lung des Bremsmomentes, wobei eine Eingangsgrö-
ße der Regelung ein meßtechnisch ermitteltes Bewe-
gungs- oder Schwingungsverhalten der Bewegung 
des Antriebsstranges oder des Kraftfahrzeuges oder 
eine mit dem übergebenen Antriebsmoment zumin-
dest korrelierende Meßgröße ist.

[0040] Die Aufbringung der Bremskraft erfolgt ge-
mäß beliebiger bekannter Ausführungsformen, bei-
spielsweise mittels einer hydraulisch oder elektrohy-
draulisch betätigten Trommel- oder Scheibenbremse. 
Alternativ zur dargestellten Übertragung von Fahrer-
wünschen wie dem Fahrbetriebsbereich über elektri-
sche Signale ist ebenfalls eine mechanische Übertra-
gung derselben möglich.

[0041] Weiterhin ist zur Bestimmung des Bremsmo-
mentenverlaufes 30 die Verwendung der in der nicht 
vorveröffentlichten deutschen Patentanmeldung DE 
199 49 449 dargelegten Verfahren möglich.

[0042] Eine Verbesserung des erfindungsgemäßen 
Verfahrens kann durch Verwendung einer Bremsein-
richtung, welche auch negative Bremsmomente, also 
zusätzliche Antriebsmomente, erzeugt, erzielt wer-
den. Beispielsweise kann eine beliebige elektrische 
Maschine (bspw. Gleichstrom- oder Wechselstrom-, 
Drehstromasynchron-, Drehstromsynchronmaschi-
ne) mit einer Erzeugung einer Bremswirkung im Ge-
neratorbetrieb und der Erzeugung eines Antriebsmo-
mentes im Antriebsbetrieb als Bremseinrichtung ein-
gesetzt sein.

[0043] Für den Fall, daß ein besonders sportliches 
Anfahrverhalten gewünscht ist, kann der automati-
sierte Bremseingriff derart erfolgen, daß das An-
triebsmoment zunächst unvermindert an die Fahr-
zeugräder übergeben wird. Nach einer Totzeit erfolgt 
dann der Bremseingriff. Der in diesem Fall totzeitbe-
haftete Bremsmomentenverlauf 30 wird derart aus-
gelegt, daß die Schwingung des Antriebsstranges 
zur Steigerung der Anfahrdynamik genutzt wird und 
die dämpfende Wirkung des erfindungsgemäßen 
Verfahrens erst bei Erreichen eines erwünschten Be-
schleunigungswertes oder nach einem ersten Über-
schwingen des Beschleunigungsverlaufes zum Ein-

satz kommt.

[0044] Der Bremsmomentenverlauf 30 oder die au-
tomatisierte Betätigung der Bremseinrichtung 17
kann von der Stellung oder der Änderungsgeschwin-
digkeit des Gaspedal abhängig sein. Wird beispiels-
weise erkannt, daß eine starke Beschleunigung des 
Kraftfahrzeuges vom Fahrer erwünscht wird, kann 
die automatisierte Bremsbetätigung deaktiviert wer-
den oder der Bremsmomentenverlauf auf niedrige-
rem Bremsmomentenniveau erfolgen.

[0045] Die Erfindung findet vorzugsweise Einsatz in 
Verbindung mit Shift-by-Wire-Wählvorrichtungen, 
Automatikgetrieben, CVT-Getrieben, Front- oder 
Heckantriebsfahrzeugen. Weiterhin ist eine Einsatz 
des erfindungsgemäße Verfahrens zusätzlich zu her-
kömmlichen Verfahren zur Dämpfung von Schwin-
gungen möglich.

Patentansprüche

1.  Verfahren zur Bedämpfung von Schwingungen 
in einem Antriebsstrang eines Kraftfahrzeuges mit ei-
nem Automatikgetriebe während und/oder in zeitli-
cher Umgebung eines Wählvorganges für einen 
Fahrbetriebsbereich, mit den folgenden Verfahrens-
schritten:  
a) ein Fahrerwunsch nach einer Veränderung des 
Fahrbetriebsbereiches wird an eine Wählvorrichtung 
(21) übergeben,  
b) mittels der Wählvorrichtung (21) wird ein Ände-
rungssignal erzeugt,  
c) das Änderungssignal wird einer Steuereinrichtung 
(20) übergeben  
d) nach Maßgabe des Änderungssignales wird mit 
der Steuereinrichtung (20) eine Änderung des Fahr-
betriebsbereiches des Automatikgetriebes bewirkt,  
dadurch gekennzeichnet, daß  
e) während oder in zeitlicher Umgebung des Wähl-
vorganges für den Fahrbetriebsbereich mindestens 
eine Bremseinrichtung (17) durch die oder eine Steu-
ereinrichtung (20) automatisiert betätigt wird und 
nach einer Einwirkdauer die Bremseinrichtung (20) 
automatisiert gelöst wird.

2.  Verfahren nach Anspruch 1, dadurch gekenn-
zeichnet, daß die automatisierte Betätigung der 
Bremseinrichtung (17) während oder in zeitliche Um-
gebung eines Wählvorganges von oder nach dem 
Fahrbetriebsbereich "D" erfolgt.

3.  Verfahren nach Anspruch 1 oder 2, dadurch 
gekennzeichnet, daß die automatisierte Betätigung 
der Bremseinrichtung (17) während oder in zeitliche 
Umgebung eines Wählvorganges von oder nach dem 
Fahrbetriebsbereich "R" erfolgt.

4.  Verfahren nach einem der vorhergehenden 
Ansprüche, dadurch gekennzeichnet, daß ein nach 
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Maßgabe einer Betätigungseinrichtung (19) wie ein 
Bremspedals oder einer Feststellbremse erzeugtes 
Bremsmoment während oder in zeitlicher Umgebung 
des Wählvorganges trotz Lösung der Betätigungsein-
richtung (19) automatisiert mindestens teilweise auf-
recht erhalten wird.

5.  Verfahren nach einem der vorhergehenden 
Ansprüche, dadurch gekennzeichnet, daß das in der 
Bremseinrichtung (17) automatisiert erzeugte Brems-
moment über einen kurvenförmigen Bremsmomen-
tenverlauf (30) verfügt.

6.  Verfahren nach Anspruch 5, dadurch gekenn-
zeichnet, daß in der Bremseinrichtung (17) das auto-
matisiert erzeugte Bremsmoment über einen linear 
abfallenden Verlauf (30d) verfügt.

7.  Verfahren nach einem der vorhergehenden 
Ansprüche, dadurch gekennzeichnet, daß das auto-
matisiert erzeugte Bremsmoment nach Maßgabe ei-
ner Bewegungsform des Antriebsstranges bestimmt 
und aufgebracht wird.

8.  Verfahren nach einem der vorhergehenden 
Ansprüche, dadurch gekennzeichnet, daß das auto-
matisiert erzeugte Bremsmoment nach Maßgabe ei-
ner Kennfeldes aufgebracht wird.

9.  Verfahren nach einem der vorhergehenden 
Ansprüche, dadurch gekennzeichnet, daß das auto-
matisiert erzeugte Bremsmoment unter Berücksichti-
gung der Masse des Kraftfahrzeuges aufgebracht 
wird.

Es folgen 3 Blatt Zeichnungen
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Anhängende Zeichnungen
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